
34 · 11/2022 * Der Schlepper Nr. 105 * www.frsh.de

Gleichzeitig aber setzt Europa seinen 
eigenen Krieg gegen Geflüchtete aus 
anderen Weltenorten fort. In Form unge-
nügender Aufnahmen von Dissident*innen 
und Ortskräften in Afghanistan, bei der 
Beteiligungen an opferreichen polnischen, 
griechischen oder kroatischen Pushbacks 
gegen Schutzsuchende oder mittels offe-
ner Kollaboration mit libyschen Men-
schenhändlern in Küstenwachengewand.

Und deshalb ist es gut, dass der Europä-
ische Rat am 4. März 2022 einen Para-
digmenwechsel insofern eingeläutet und 
beschlossen hat, dass für geflüchtete ukra-
inische Staatsangehörige eine andere 
Rechtslage gelten solle. Sie bekommen 
seither gleich eine Aufenthaltserlaub-
nis, dürfen wohnen wo sie eine Wohnung 
finden, haben quasi gleich vollen Sozial-
hilfeanspruch, Zugang zu Sprachförde-
rung, dürfen studieren oder bekommen 
Beschäftigungserlaubnisse und Unterstüt-
zung bei der baldmöglichsten Arbeitsauf-
nahme.

Aber diese integrationsorientierte Auf-
nahme gilt nicht für Schutzsuchende aus 
anderen Kriegen. Sie gilt nicht einmal für 
alle Geflüchteten aus der Ukraine.

Denn aus diesem Krieg fliehen auch Dritt-
staatenangehörige. Sie haben bisher in 
der Ukraine gelebt, gearbeitet oder stu-
diert und viele sind auf ihrer Flucht mit 
heftigem Rassismus konfrontiert worden. 
Wenn solche Black, Indigenous and 
People of Color (BIPoC) in der Ukraine 
schon keine unbefristete Aufenthaltser-
laubnis hatten, wird ihnen auch hier kein 
Daueraufenthalt zugestanden. Im Gegen-
teil. Man droht ihnen im Zuge der Aus-
übung negativen Ermessens, soweit sie 
nicht ursprünglich aus Eritrea, Syrien oder 
Afghanistan stammen, mit Ausreiseverfü-
gungen in Richtung ihres Heimatlandes. 
Für schon in der Ukraine nicht wohlgelit-

tene staatenlose Romnja und Roma sieht 
die Bleibeperspektive nicht besser aus.

Es ist fair und humanitär angemes-
sen, dass aus dem Krieg in der Ukraine 
geflüchtete ukrainische Staatsangehörige 
hier gut aufgenommen werden und sich 
ihnen alle Chancen bieten, ihre Zukunft 
zu gestalten.

Es widerspricht aber den derzeit in der 
Ukraine vermeintlich zu verteidigenden 
Europäischen Freiheits- und Menschen-
rechten, Menschen, die sämtlich aus in 
gleicher Weise von Unterdrückung, Über-
lebensnot und Kriegsgewalt gekennzeich-
neten Ländern kommend bei uns Schutz 
suchen, nur über den europäischen Her-
kunftsleisten zu barbieren und darauf-
hin sozial und rechtlich ungleich zu behan-
deln.

An die Opfer der großen und kleinen 
weltweiten Machtkämpfe je nach natio-
naler und ethnischer Herkunft gute, nur 
nachrangige oder gar keine Aufenthalts- 
und Integrationschancen zu vergeben, ist 
populistisch und mindestens ein Verstoß 
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz.

Angesichts der neuen Bundes- und 
der noch frischeren Landesregierung 
bestünde aber eine gute Ausgangs-
lage dafür, dass Bund und Länder aus-
gehend von der Blaupause der für die 
Ukrainer*innen geltenden Standards, 
künftig eine bundesweit geltende Rechts-
lage zu schaffen, die Geflüchteten aus 
allen Kriegen die gleichen Rechte und 
gleich gute Chancen einräumt.

Denn Asyl ist Menschenrecht! Und Men-
schenrechte sind universell und unteilbar!

Presseerklärung zum Antikriegstag 
am 1. September 2022

Europa diskriminiert 
gezielt Geflüchtete aus 
nichteuropäischen Kriegen
Inzwischen ist der 
Krieg, den die russische 
Regierung gegen die 
Ukraine am 24. Februar 
2022 angezettelt hat, 
in sein zweites Halbjahr 
gegangen. Bis dato haben 
mehr als sieben Millionen 
Menschen das Land auf 
dem Fluchtweg verlassen. 
Gut 970.000 davon sind 
nach Deutschland gekom-
men, etwa 30.000 nach 
Schleswig-Holstein. Und es 
kommen weitere.

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. 

Die Opfer aller Kriege gleichbehandeln!

Nie wi(e)der Krieg?
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